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Meldorf, den 24.02.2019

Ihr Zeichen: 

5. Änderung des Flächennutzungsplans / Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 9 in der
Gemeinde Eddelak (PV-Freiflächenanlage)
hier: Frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß
§ 4 (1) BauGB

Sehr geehrte Damen und Herren,

im Auftrag des BUND-Landesverbandes SH nehme ich zu dem oben genannten Vorgang wie folgt 

Stellung:

Die geplante PV-Anlage liegt nur wenige 100 m nördlich von dem Horst des Eddelaker Storchenpaa-

res entfernt und verschlechtert die Nahrungsflächen der Störche, die sich auch auf dem geplanten Bau-

gebiet (PV-Anlagen) befinden. Auf den Flächen und den angrenzenden Gräben haben mehrere Am-

phibienarten (Grün-, Gras- und Moorfrösche) ihren Lebensraum, der durch das geplante Baugebiet 

verschlechtert wird. Moorfrösche sind streng geschützt nach dem Bundesnaturschutzgesetz und stehen

unter Anhang 4 der FFH-Richtlinie der EU. Weiterhin kommen in dem und dem angrenzenden Be-

reich Erdkröten, Ringelnattern und auch Fledermäuse vor, die auf den geplanten Flächen auch Lebens-

räume haben. Weiterhin ist in dem Bereich auch mit verschiedenen Wasser- und Wiesenvögeln zu 

rechnen.

Es sollten bei der Umweltprüfung neben den Pflanzenbeständen auch die Amphibien, Reptilien und 

Vogelbestände des geplanten Baugebietes und der angrenzenden Bereiche untersucht werden.

Der BUND lehnt die geplanten PV-Freiflächenanlagen in diesem Bereich aus Naturschutzgründen ab.

Mit freundlichen Grüßen

(Dirk Koenig)

BUND Kreisverband Dithmarschen
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Nr. Angaben zur Stellungnahme Abwägung / Empfehlung

1010

Eingereicht am: 25.02.2019

Verfahrensschritt: Frühzeitige Beteiligung TöB
TöB (Institution): Kreisverwaltung Dithmarschen
Abteilung: Regionalentwicklung
Name: Astrid Geruhn
Veröffentlichen: Nein
Dokument: Gesamtstellungnahme

Stellungnahme des Kreises
Ziel der Planung ist die Schaffung der 
planungsrechtlichen Voraussetzungen zur 
Errichtung von Photovoltaik-
Freiflächenanlagen. Die Gemeinde sieht dafür 
die Ausweisung eines sonstigen 
Sondergebietes mit der Zweckbestimmung 
„PV-Freiflächenan-lage“ beidseitig der 
Nebenbahnstrecke Hemmingstedt-
Brunsbüttel vor.
Beide Teilbereiche umfassen eine Größe von 
ca. 8 ha.

Die großflächige Inanspruchnahme bislang 
landwirtschaftlich genutzter Flächen im 
Außenbereich bedarf, insbesondere dann, 
wenn die Schwelle zur Raumbedeutsamkeit 
überschritten wird, einer sorgfältigen 
Abwägung und einer belastbaren 
Standortalternativenprüfung. Die Lage des 
dargestellten Standortes im unmittelbaren 
Anschluss an den vorhandenen 
Siedlungsbereich ist dabei positiv zu 
bewerten.
Für eine raumverträgliche Steuerung 
großflächiger Photovoltaik-
Freiflächenanlagen reicht die Betrachtung 
einzelner Gemeindegebiete in der Regel nicht 
aus. Eine konzeptionelle Abstimmung mit 
den Nachbargemeinden ist aus der Sicht des 
Kreises geboten (s. Handlungsleitsätze 
Photovoltaik des Kreises v. 16.12.2009).
Sollte sich die Planung nach durchgeführter 
Alternativenprüfung auf diesen Standort 
konzentrieren, sind die Stellungnahmen der 
Fachbehörden im weiteren Verfahren zu 
beachten.
Für Rückfragen stehe ich selbstverständlich 
gern zur Verfügung.
Mit freundlichen Grüßen
Im Auftrag
Astrid Geruhn

Nr. Angaben zur Stellungnahme Abwägung / Empfehlung

1006

Eingereicht am: 25.02.2019

Verfahrensschritt: Frühzeitige Beteiligung TöB
TöB (Institution): Kreisverwaltung Dithmarschen
Abteilung: FD Strassenverkehr
Name: Astrid Geruhn
Veröffentlichen: Nein
Dokument: Gesamtstellungnahme

Es bestehen verkehrsrechtliche Bedenken. 
Der Bahnübergang km 3788, Landscheide ist 
betroffen. Es ist ein nicht technisch 
gesicherter Bahnübergang, an dem die 
Sichtfelder (Dreiecke) von der Bahn 
berechnet und deren Freihaltung in der 
Umsetzung der Baumaßnahme PV-
Freiflächenanlasge zu berücksichtigen 
sind. Eine Beteiligung des 
Eisenbahnbundesamtes  Hamburg und der 
DB Netz AG ist bisher nicht erfolgt. Für den 
Bahnübergang besteht eine 
Geschwindigkeitsbeschränkung. Die derzeitig 
getroffenen verkehrsrechtlichen Regelungen 
sind zu berücksichtigen und nicht 
ohne Zustimmung der 
Straßenverkehrsbehörde zu ändern.
Wenn diese Zustimmungen (DB und EBA) 
vorliegen, dann bestehen seitens der 
Straßenverkehrsbehörde keine weiteren 
Bedenken.

Nr. Angaben zur Stellungnahme Abwägung / Empfehlung

1005

Eingereicht am: 25.02.2019

Verfahrensschritt: Frühzeitige Beteiligung TöB
TöB (Institution): Kreisverwaltung Dithmarschen
Abteilung: Untere Naturschutzbehörde
Name: Astrid Geruhn
Veröffentlichen: Nein
Dokument: Infoblatt / Anschreiben an die TÖB

Für das weitere Verfahren sind folgende 
Punkte zu beachten:
Es ist anzunehmen, dass die noch zu 
erarbeitende Potenzialflächenanalyse als 
Ergebnis hervorbringt, dass insbesondere die 
westlich der Güterbahnstrecke gelegenen 
Flächen nicht in die 1. Priorität für die 
Errichtung von PV-Freiflächenanlagen fallen. 
Die westlich gelegenen Flächen werden im 
Landschaftsplan als Eignungsflächen zur 
Grünlandextensivierung dargestellt. Neben 
den dort aufgeführten Gründen des Schutzes 
des Niedermoorbodens und Grundwassers ist 
auch die u.U. höhere Bedeutung für 
Offenlandarten hier anzuführen.
Die Abweichungen bzgl. der Darstellungen 
des Landschaftsplanes sind im weiteren 
Verfahren näher zu begründen.
Grundsätzlich ist für alle Schutzgüter eine 
adäquate Bestandsermittlung und –bewertung 
durchzuführen und die Auswirkungen der 
Planung sind umfänglich darzustellen. Bereits 
in der vorliegenden Unterlage getroffenen 
Bewertungen und Aussagen, z.B. dass der 
Boden auf Grund der intensiven 
landwirtschaftlichen Nutzung keine 
besondere Bedeutung hat, sind 
unangemessen.
Ich verweise hinsichtlich Inhalt und Aufbau 
des Umweltberichtes auf §§ 2 und 2a sowie 
Anlage 1 des BauGBs.
In Hinblick auf den beschriebenen Verzicht 
auf eine NATURA 2000-
Verträglichkeitsprüfung sind weitergehende, 
nachvollziehbare Erläuterungen zu treffen. Es 
muss aus den Unterlagen zum 
Flächennutzungsplan bzw. Bebauungsplan 
hervorgehen, dass die Erhaltungsziele nicht 
betroffen sind und erhebliche 
Beeinträchtigungen ausgeschlossen werden 
können. Dies ist ohne nähere Beschreibung 
des Gebietes und der Erhaltungsziele nicht 
möglich.
Für das Schutzgut Flora ist die Ermittlung 
gesetzlich geschützter Biotope, insbesondere 
von arten- und strukturreichen Dauergrünland 
vorzunehmen. Im Rahmen der landesweiten 
Biotopkartierung wurden nur einzelne 
Grünlandflächen im Plangebiet überprüft.
Für das Schutzgut Fauna und als Grundlage 
für die artenschutzrechtliche Prüfung sind 
folgende Punkte zu berücksichtigen. Es ist 
eine Brutvogelkartierung durchzuführen, da 
im Raum Eddelak Hinweise auf eine 
vergleichsweise hohe Brutdichte der 
Feldlerche vorliegen. In diesem 
Zusammenhang sollte ebenfalls eine 
Erfassung der Amphibien und Reptilien 
erfolgen. Die Bedeutung des Plangebietes als 
Nahrungsflächen für das ca. 250 m entfernte 
Weißstorchbrutpaar ist ebenfalls zu ermitteln. 
Ich verweise für die Abarbeitung der 
Artenschutzbelange auch auf das LBV-Papier 
„Beachtung des Artenschutzrechtes bei der 
Planfeststellung“, das im Grundsatz auch in 
der Bauleitplanung angewandt werden sollte.
Zu der Bedeutung der bahnbegleitenden 
Böschungen sind Ausführungen zu treffen. 
Diese können im lokalen Biotopverbund eine 
wichtige Bedeutung haben, da sie 
insbesondere in intensiv landwirtschaftlich 
genutzten Räumen oft die einzigen linearen 
naturnahen Verbundstrukturen darstellen.
In Bezug auf das Schutzgut Boden ist 
festzuhalten, dass das Plangebiet 
insbesondere südlich der Bahnstrecke 
Niedermoorboden aufweist und somit nicht 
von einer geringen Bedeutung auszugehen 
ist. Hier ist es besonders wichtig, die 
baubedingten Auswirkungen darzustellen und 
entsprechende Vermeidungsmaßnahmen 
vorzusehen.
Für den erforderlichen Ausgleich der 
erheblichen Beeinträchtigungen von Natur 
und Landschaft, der im Bebauungsplan 
verbindlich zu regeln ist, verweise ich auf 
den Beratungserlass „Grundsätze zur Planung 
von großflächigen Photovoltaikanlagen im 
Außenbereich“. Der Ausgleichsansatz von 
1:0,25 bezieht sich dabei auf die gesamte als 
SO-Gebiet festgesetzte Fläche und nicht nur 
auf die GR oder GRZ.
Im Zusammenhang mit den vorgesehenen 
Eingrünungen zur Kompensation der 
Beeinträchtigungen insbesondere des 
Landschaftsbildes, ist der damit verbundene 
naturschutzfachliche Zielkonflikt hinsichtlich 
der Vergrößerung der Scheuchwirkungen auf 
die Brutvögel der angrenzenden offenen 
Grünlandflächen in den Unterlagen 
angemessen zu behandeln.

Nr. Angaben zur Stellungnahme Abwägung / Empfehlung

1003

Eingereicht am: 25.02.2019

Verfahrensschritt: Frühzeitige Beteiligung TöB
TöB (Institution): Kreisverwaltung Dithmarschen
Abteilung: Fachdienst 203
Name: Astrid Geruhn
Veröffentlichen: Nein
Dokument: Gesamtstellungnahme

Aus Sicht der unteren Denkmalschutzbehörde 
des Kreises Dithmarschen bestehen keine 
Bedenken gegen die o. a. Maßnahme, da 
diese Bau- und/oder Gartendenk-male nicht 
berührt. Jedoch befindet sich dieses Gebiet 
teilweise in archäologischen 
Interessensgebieten; ich verweise 
diesbezüglich auf die Zuständigkeit des 
Archäologischen Landesamtes Schleswig-
Holstein als obere Denkmalschutzbehörde.



Nr. Angaben zur Stellungnahme Abwägung / Empfehlung

1010

Eingereicht am: 25.02.2019

Verfahrensschritt: Frühzeitige Beteiligung TöB
TöB (Institution): Kreisverwaltung Dithmarschen
Abteilung: Regionalentwicklung
Name: Astrid Geruhn
Veröffentlichen: Nein
Dokument: Gesamtstellungnahme

Stellungnahme des Kreises
Ziel der Planung ist die Schaffung der 
planungsrechtlichen Voraussetzungen zur 
Errichtung von Photovoltaik-
Freiflächenanlagen. Die Gemeinde sieht dafür 
die Ausweisung eines sonstigen 
Sondergebietes mit der Zweckbestimmung 
„PV-Freiflächenan-lage“ beidseitig der 
Nebenbahnstrecke Hemmingstedt-
Brunsbüttel vor.
Beide Teilbereiche umfassen eine Größe von 
ca. 8 ha.

Die großflächige Inanspruchnahme bislang 
landwirtschaftlich genutzter Flächen im 
Außenbereich bedarf, insbesondere dann, 
wenn die Schwelle zur Raumbedeutsamkeit 
überschritten wird, einer sorgfältigen 
Abwägung und einer belastbaren 
Standortalternativenprüfung. Die Lage des 
dargestellten Standortes im unmittelbaren 
Anschluss an den vorhandenen 
Siedlungsbereich ist dabei positiv zu 
bewerten.
Für eine raumverträgliche Steuerung 
großflächiger Photovoltaik-
Freiflächenanlagen reicht die Betrachtung 
einzelner Gemeindegebiete in der Regel nicht 
aus. Eine konzeptionelle Abstimmung mit 
den Nachbargemeinden ist aus der Sicht des 
Kreises geboten (s. Handlungsleitsätze 
Photovoltaik des Kreises v. 16.12.2009).
Sollte sich die Planung nach durchgeführter 
Alternativenprüfung auf diesen Standort 
konzentrieren, sind die Stellungnahmen der 
Fachbehörden im weiteren Verfahren zu 
beachten.
Für Rückfragen stehe ich selbstverständlich 
gern zur Verfügung.
Mit freundlichen Grüßen
Im Auftrag
Astrid Geruhn

Nr. Angaben zur Stellungnahme Abwägung / Empfehlung

1006

Eingereicht am: 25.02.2019

Verfahrensschritt: Frühzeitige Beteiligung TöB
TöB (Institution): Kreisverwaltung Dithmarschen
Abteilung: FD Strassenverkehr
Name: Astrid Geruhn
Veröffentlichen: Nein
Dokument: Gesamtstellungnahme

Es bestehen verkehrsrechtliche Bedenken. 
Der Bahnübergang km 3788, Landscheide ist 
betroffen. Es ist ein nicht technisch 
gesicherter Bahnübergang, an dem die 
Sichtfelder (Dreiecke) von der Bahn 
berechnet und deren Freihaltung in der 
Umsetzung der Baumaßnahme PV-
Freiflächenanlasge zu berücksichtigen 
sind. Eine Beteiligung des 
Eisenbahnbundesamtes  Hamburg und der 
DB Netz AG ist bisher nicht erfolgt. Für den 
Bahnübergang besteht eine 
Geschwindigkeitsbeschränkung. Die derzeitig 
getroffenen verkehrsrechtlichen Regelungen 
sind zu berücksichtigen und nicht 
ohne Zustimmung der 
Straßenverkehrsbehörde zu ändern.
Wenn diese Zustimmungen (DB und EBA) 
vorliegen, dann bestehen seitens der 
Straßenverkehrsbehörde keine weiteren 
Bedenken.

Nr. Angaben zur Stellungnahme Abwägung / Empfehlung

1005

Eingereicht am: 25.02.2019

Verfahrensschritt: Frühzeitige Beteiligung TöB
TöB (Institution): Kreisverwaltung Dithmarschen
Abteilung: Untere Naturschutzbehörde
Name: Astrid Geruhn
Veröffentlichen: Nein
Dokument: Infoblatt / Anschreiben an die TÖB

Für das weitere Verfahren sind folgende 
Punkte zu beachten:
Es ist anzunehmen, dass die noch zu 
erarbeitende Potenzialflächenanalyse als 
Ergebnis hervorbringt, dass insbesondere die 
westlich der Güterbahnstrecke gelegenen 
Flächen nicht in die 1. Priorität für die 
Errichtung von PV-Freiflächenanlagen fallen. 
Die westlich gelegenen Flächen werden im 
Landschaftsplan als Eignungsflächen zur 
Grünlandextensivierung dargestellt. Neben 
den dort aufgeführten Gründen des Schutzes 
des Niedermoorbodens und Grundwassers ist 
auch die u.U. höhere Bedeutung für 
Offenlandarten hier anzuführen.
Die Abweichungen bzgl. der Darstellungen 
des Landschaftsplanes sind im weiteren 
Verfahren näher zu begründen.
Grundsätzlich ist für alle Schutzgüter eine 
adäquate Bestandsermittlung und –bewertung 
durchzuführen und die Auswirkungen der 
Planung sind umfänglich darzustellen. Bereits 
in der vorliegenden Unterlage getroffenen 
Bewertungen und Aussagen, z.B. dass der 
Boden auf Grund der intensiven 
landwirtschaftlichen Nutzung keine 
besondere Bedeutung hat, sind 
unangemessen.
Ich verweise hinsichtlich Inhalt und Aufbau 
des Umweltberichtes auf §§ 2 und 2a sowie 
Anlage 1 des BauGBs.
In Hinblick auf den beschriebenen Verzicht 
auf eine NATURA 2000-
Verträglichkeitsprüfung sind weitergehende, 
nachvollziehbare Erläuterungen zu treffen. Es 
muss aus den Unterlagen zum 
Flächennutzungsplan bzw. Bebauungsplan 
hervorgehen, dass die Erhaltungsziele nicht 
betroffen sind und erhebliche 
Beeinträchtigungen ausgeschlossen werden 
können. Dies ist ohne nähere Beschreibung 
des Gebietes und der Erhaltungsziele nicht 
möglich.
Für das Schutzgut Flora ist die Ermittlung 
gesetzlich geschützter Biotope, insbesondere 
von arten- und strukturreichen Dauergrünland 
vorzunehmen. Im Rahmen der landesweiten 
Biotopkartierung wurden nur einzelne 
Grünlandflächen im Plangebiet überprüft.
Für das Schutzgut Fauna und als Grundlage 
für die artenschutzrechtliche Prüfung sind 
folgende Punkte zu berücksichtigen. Es ist 
eine Brutvogelkartierung durchzuführen, da 
im Raum Eddelak Hinweise auf eine 
vergleichsweise hohe Brutdichte der 
Feldlerche vorliegen. In diesem 
Zusammenhang sollte ebenfalls eine 
Erfassung der Amphibien und Reptilien 
erfolgen. Die Bedeutung des Plangebietes als 
Nahrungsflächen für das ca. 250 m entfernte 
Weißstorchbrutpaar ist ebenfalls zu ermitteln. 
Ich verweise für die Abarbeitung der 
Artenschutzbelange auch auf das LBV-Papier 
„Beachtung des Artenschutzrechtes bei der 
Planfeststellung“, das im Grundsatz auch in 
der Bauleitplanung angewandt werden sollte.
Zu der Bedeutung der bahnbegleitenden 
Böschungen sind Ausführungen zu treffen. 
Diese können im lokalen Biotopverbund eine 
wichtige Bedeutung haben, da sie 
insbesondere in intensiv landwirtschaftlich 
genutzten Räumen oft die einzigen linearen 
naturnahen Verbundstrukturen darstellen.
In Bezug auf das Schutzgut Boden ist 
festzuhalten, dass das Plangebiet 
insbesondere südlich der Bahnstrecke 
Niedermoorboden aufweist und somit nicht 
von einer geringen Bedeutung auszugehen 
ist. Hier ist es besonders wichtig, die 
baubedingten Auswirkungen darzustellen und 
entsprechende Vermeidungsmaßnahmen 
vorzusehen.
Für den erforderlichen Ausgleich der 
erheblichen Beeinträchtigungen von Natur 
und Landschaft, der im Bebauungsplan 
verbindlich zu regeln ist, verweise ich auf 
den Beratungserlass „Grundsätze zur Planung 
von großflächigen Photovoltaikanlagen im 
Außenbereich“. Der Ausgleichsansatz von 
1:0,25 bezieht sich dabei auf die gesamte als 
SO-Gebiet festgesetzte Fläche und nicht nur 
auf die GR oder GRZ.
Im Zusammenhang mit den vorgesehenen 
Eingrünungen zur Kompensation der 
Beeinträchtigungen insbesondere des 
Landschaftsbildes, ist der damit verbundene 
naturschutzfachliche Zielkonflikt hinsichtlich 
der Vergrößerung der Scheuchwirkungen auf 
die Brutvögel der angrenzenden offenen 
Grünlandflächen in den Unterlagen 
angemessen zu behandeln.

Nr. Angaben zur Stellungnahme Abwägung / Empfehlung

1003

Eingereicht am: 25.02.2019

Verfahrensschritt: Frühzeitige Beteiligung TöB
TöB (Institution): Kreisverwaltung Dithmarschen
Abteilung: Fachdienst 203
Name: Astrid Geruhn
Veröffentlichen: Nein
Dokument: Gesamtstellungnahme

Aus Sicht der unteren Denkmalschutzbehörde 
des Kreises Dithmarschen bestehen keine 
Bedenken gegen die o. a. Maßnahme, da 
diese Bau- und/oder Gartendenk-male nicht 
berührt. Jedoch befindet sich dieses Gebiet 
teilweise in archäologischen 
Interessensgebieten; ich verweise 
diesbezüglich auf die Zuständigkeit des 
Archäologischen Landesamtes Schleswig-
Holstein als obere Denkmalschutzbehörde.



Nr. Angaben zur Stellungnahme Abwägung / Empfehlung

1010

Eingereicht am: 25.02.2019

Verfahrensschritt: Frühzeitige Beteiligung TöB
TöB (Institution): Kreisverwaltung Dithmarschen
Abteilung: Regionalentwicklung
Name: Astrid Geruhn
Veröffentlichen: Nein
Dokument: Gesamtstellungnahme

Stellungnahme des Kreises
Ziel der Planung ist die Schaffung der 
planungsrechtlichen Voraussetzungen zur 
Errichtung von Photovoltaik-
Freiflächenanlagen. Die Gemeinde sieht dafür 
die Ausweisung eines sonstigen 
Sondergebietes mit der Zweckbestimmung 
„PV-Freiflächenan-lage“ beidseitig der 
Nebenbahnstrecke Hemmingstedt-
Brunsbüttel vor.
Beide Teilbereiche umfassen eine Größe von 
ca. 8 ha.

Die großflächige Inanspruchnahme bislang 
landwirtschaftlich genutzter Flächen im 
Außenbereich bedarf, insbesondere dann, 
wenn die Schwelle zur Raumbedeutsamkeit 
überschritten wird, einer sorgfältigen 
Abwägung und einer belastbaren 
Standortalternativenprüfung. Die Lage des 
dargestellten Standortes im unmittelbaren 
Anschluss an den vorhandenen 
Siedlungsbereich ist dabei positiv zu 
bewerten.
Für eine raumverträgliche Steuerung 
großflächiger Photovoltaik-
Freiflächenanlagen reicht die Betrachtung 
einzelner Gemeindegebiete in der Regel nicht 
aus. Eine konzeptionelle Abstimmung mit 
den Nachbargemeinden ist aus der Sicht des 
Kreises geboten (s. Handlungsleitsätze 
Photovoltaik des Kreises v. 16.12.2009).
Sollte sich die Planung nach durchgeführter 
Alternativenprüfung auf diesen Standort 
konzentrieren, sind die Stellungnahmen der 
Fachbehörden im weiteren Verfahren zu 
beachten.
Für Rückfragen stehe ich selbstverständlich 
gern zur Verfügung.
Mit freundlichen Grüßen
Im Auftrag
Astrid Geruhn

Nr. Angaben zur Stellungnahme Abwägung / Empfehlung

1006

Eingereicht am: 25.02.2019

Verfahrensschritt: Frühzeitige Beteiligung TöB
TöB (Institution): Kreisverwaltung Dithmarschen
Abteilung: FD Strassenverkehr
Name: Astrid Geruhn
Veröffentlichen: Nein
Dokument: Gesamtstellungnahme

Es bestehen verkehrsrechtliche Bedenken. 
Der Bahnübergang km 3788, Landscheide ist 
betroffen. Es ist ein nicht technisch 
gesicherter Bahnübergang, an dem die 
Sichtfelder (Dreiecke) von der Bahn 
berechnet und deren Freihaltung in der 
Umsetzung der Baumaßnahme PV-
Freiflächenanlasge zu berücksichtigen 
sind. Eine Beteiligung des 
Eisenbahnbundesamtes  Hamburg und der 
DB Netz AG ist bisher nicht erfolgt. Für den 
Bahnübergang besteht eine 
Geschwindigkeitsbeschränkung. Die derzeitig 
getroffenen verkehrsrechtlichen Regelungen 
sind zu berücksichtigen und nicht 
ohne Zustimmung der 
Straßenverkehrsbehörde zu ändern.
Wenn diese Zustimmungen (DB und EBA) 
vorliegen, dann bestehen seitens der 
Straßenverkehrsbehörde keine weiteren 
Bedenken.

Nr. Angaben zur Stellungnahme Abwägung / Empfehlung

1005

Eingereicht am: 25.02.2019

Verfahrensschritt: Frühzeitige Beteiligung TöB
TöB (Institution): Kreisverwaltung Dithmarschen
Abteilung: Untere Naturschutzbehörde
Name: Astrid Geruhn
Veröffentlichen: Nein
Dokument: Infoblatt / Anschreiben an die TÖB

Für das weitere Verfahren sind folgende 
Punkte zu beachten:
Es ist anzunehmen, dass die noch zu 
erarbeitende Potenzialflächenanalyse als 
Ergebnis hervorbringt, dass insbesondere die 
westlich der Güterbahnstrecke gelegenen 
Flächen nicht in die 1. Priorität für die 
Errichtung von PV-Freiflächenanlagen fallen. 
Die westlich gelegenen Flächen werden im 
Landschaftsplan als Eignungsflächen zur 
Grünlandextensivierung dargestellt. Neben 
den dort aufgeführten Gründen des Schutzes 
des Niedermoorbodens und Grundwassers ist 
auch die u.U. höhere Bedeutung für 
Offenlandarten hier anzuführen.
Die Abweichungen bzgl. der Darstellungen 
des Landschaftsplanes sind im weiteren 
Verfahren näher zu begründen.
Grundsätzlich ist für alle Schutzgüter eine 
adäquate Bestandsermittlung und –bewertung 
durchzuführen und die Auswirkungen der 
Planung sind umfänglich darzustellen. Bereits 
in der vorliegenden Unterlage getroffenen 
Bewertungen und Aussagen, z.B. dass der 
Boden auf Grund der intensiven 
landwirtschaftlichen Nutzung keine 
besondere Bedeutung hat, sind 
unangemessen.
Ich verweise hinsichtlich Inhalt und Aufbau 
des Umweltberichtes auf §§ 2 und 2a sowie 
Anlage 1 des BauGBs.
In Hinblick auf den beschriebenen Verzicht 
auf eine NATURA 2000-
Verträglichkeitsprüfung sind weitergehende, 
nachvollziehbare Erläuterungen zu treffen. Es 
muss aus den Unterlagen zum 
Flächennutzungsplan bzw. Bebauungsplan 
hervorgehen, dass die Erhaltungsziele nicht 
betroffen sind und erhebliche 
Beeinträchtigungen ausgeschlossen werden 
können. Dies ist ohne nähere Beschreibung 
des Gebietes und der Erhaltungsziele nicht 
möglich.
Für das Schutzgut Flora ist die Ermittlung 
gesetzlich geschützter Biotope, insbesondere 
von arten- und strukturreichen Dauergrünland 
vorzunehmen. Im Rahmen der landesweiten 
Biotopkartierung wurden nur einzelne 
Grünlandflächen im Plangebiet überprüft.
Für das Schutzgut Fauna und als Grundlage 
für die artenschutzrechtliche Prüfung sind 
folgende Punkte zu berücksichtigen. Es ist 
eine Brutvogelkartierung durchzuführen, da 
im Raum Eddelak Hinweise auf eine 
vergleichsweise hohe Brutdichte der 
Feldlerche vorliegen. In diesem 
Zusammenhang sollte ebenfalls eine 
Erfassung der Amphibien und Reptilien 
erfolgen. Die Bedeutung des Plangebietes als 
Nahrungsflächen für das ca. 250 m entfernte 
Weißstorchbrutpaar ist ebenfalls zu ermitteln. 
Ich verweise für die Abarbeitung der 
Artenschutzbelange auch auf das LBV-Papier 
„Beachtung des Artenschutzrechtes bei der 
Planfeststellung“, das im Grundsatz auch in 
der Bauleitplanung angewandt werden sollte.
Zu der Bedeutung der bahnbegleitenden 
Böschungen sind Ausführungen zu treffen. 
Diese können im lokalen Biotopverbund eine 
wichtige Bedeutung haben, da sie 
insbesondere in intensiv landwirtschaftlich 
genutzten Räumen oft die einzigen linearen 
naturnahen Verbundstrukturen darstellen.
In Bezug auf das Schutzgut Boden ist 
festzuhalten, dass das Plangebiet 
insbesondere südlich der Bahnstrecke 
Niedermoorboden aufweist und somit nicht 
von einer geringen Bedeutung auszugehen 
ist. Hier ist es besonders wichtig, die 
baubedingten Auswirkungen darzustellen und 
entsprechende Vermeidungsmaßnahmen 
vorzusehen.
Für den erforderlichen Ausgleich der 
erheblichen Beeinträchtigungen von Natur 
und Landschaft, der im Bebauungsplan 
verbindlich zu regeln ist, verweise ich auf 
den Beratungserlass „Grundsätze zur Planung 
von großflächigen Photovoltaikanlagen im 
Außenbereich“. Der Ausgleichsansatz von 
1:0,25 bezieht sich dabei auf die gesamte als 
SO-Gebiet festgesetzte Fläche und nicht nur 
auf die GR oder GRZ.
Im Zusammenhang mit den vorgesehenen 
Eingrünungen zur Kompensation der 
Beeinträchtigungen insbesondere des 
Landschaftsbildes, ist der damit verbundene 
naturschutzfachliche Zielkonflikt hinsichtlich 
der Vergrößerung der Scheuchwirkungen auf 
die Brutvögel der angrenzenden offenen 
Grünlandflächen in den Unterlagen 
angemessen zu behandeln.

Nr. Angaben zur Stellungnahme Abwägung / Empfehlung

1003

Eingereicht am: 25.02.2019

Verfahrensschritt: Frühzeitige Beteiligung TöB
TöB (Institution): Kreisverwaltung Dithmarschen
Abteilung: Fachdienst 203
Name: Astrid Geruhn
Veröffentlichen: Nein
Dokument: Gesamtstellungnahme

Aus Sicht der unteren Denkmalschutzbehörde 
des Kreises Dithmarschen bestehen keine 
Bedenken gegen die o. a. Maßnahme, da 
diese Bau- und/oder Gartendenk-male nicht 
berührt. Jedoch befindet sich dieses Gebiet 
teilweise in archäologischen 
Interessensgebieten; ich verweise 
diesbezüglich auf die Zuständigkeit des 
Archäologischen Landesamtes Schleswig-
Holstein als obere Denkmalschutzbehörde.



Nr. Angaben zur Stellungnahme Abwägung / Empfehlung

1010

Eingereicht am: 25.02.2019

Verfahrensschritt: Frühzeitige Beteiligung TöB
TöB (Institution): Kreisverwaltung Dithmarschen
Abteilung: Regionalentwicklung
Name: Astrid Geruhn
Veröffentlichen: Nein
Dokument: Gesamtstellungnahme

Stellungnahme des Kreises
Ziel der Planung ist die Schaffung der 
planungsrechtlichen Voraussetzungen zur 
Errichtung von Photovoltaik-
Freiflächenanlagen. Die Gemeinde sieht dafür 
die Ausweisung eines sonstigen 
Sondergebietes mit der Zweckbestimmung 
„PV-Freiflächenan-lage“ beidseitig der 
Nebenbahnstrecke Hemmingstedt-
Brunsbüttel vor.
Beide Teilbereiche umfassen eine Größe von 
ca. 8 ha.

Die großflächige Inanspruchnahme bislang 
landwirtschaftlich genutzter Flächen im 
Außenbereich bedarf, insbesondere dann, 
wenn die Schwelle zur Raumbedeutsamkeit 
überschritten wird, einer sorgfältigen 
Abwägung und einer belastbaren 
Standortalternativenprüfung. Die Lage des 
dargestellten Standortes im unmittelbaren 
Anschluss an den vorhandenen 
Siedlungsbereich ist dabei positiv zu 
bewerten.
Für eine raumverträgliche Steuerung 
großflächiger Photovoltaik-
Freiflächenanlagen reicht die Betrachtung 
einzelner Gemeindegebiete in der Regel nicht 
aus. Eine konzeptionelle Abstimmung mit 
den Nachbargemeinden ist aus der Sicht des 
Kreises geboten (s. Handlungsleitsätze 
Photovoltaik des Kreises v. 16.12.2009).
Sollte sich die Planung nach durchgeführter 
Alternativenprüfung auf diesen Standort 
konzentrieren, sind die Stellungnahmen der 
Fachbehörden im weiteren Verfahren zu 
beachten.
Für Rückfragen stehe ich selbstverständlich 
gern zur Verfügung.
Mit freundlichen Grüßen
Im Auftrag
Astrid Geruhn

Nr. Angaben zur Stellungnahme Abwägung / Empfehlung

1006

Eingereicht am: 25.02.2019

Verfahrensschritt: Frühzeitige Beteiligung TöB
TöB (Institution): Kreisverwaltung Dithmarschen
Abteilung: FD Strassenverkehr
Name: Astrid Geruhn
Veröffentlichen: Nein
Dokument: Gesamtstellungnahme

Es bestehen verkehrsrechtliche Bedenken. 
Der Bahnübergang km 3788, Landscheide ist 
betroffen. Es ist ein nicht technisch 
gesicherter Bahnübergang, an dem die 
Sichtfelder (Dreiecke) von der Bahn 
berechnet und deren Freihaltung in der 
Umsetzung der Baumaßnahme PV-
Freiflächenanlasge zu berücksichtigen 
sind. Eine Beteiligung des 
Eisenbahnbundesamtes  Hamburg und der 
DB Netz AG ist bisher nicht erfolgt. Für den 
Bahnübergang besteht eine 
Geschwindigkeitsbeschränkung. Die derzeitig 
getroffenen verkehrsrechtlichen Regelungen 
sind zu berücksichtigen und nicht 
ohne Zustimmung der 
Straßenverkehrsbehörde zu ändern.
Wenn diese Zustimmungen (DB und EBA) 
vorliegen, dann bestehen seitens der 
Straßenverkehrsbehörde keine weiteren 
Bedenken.

Nr. Angaben zur Stellungnahme Abwägung / Empfehlung

1005

Eingereicht am: 25.02.2019

Verfahrensschritt: Frühzeitige Beteiligung TöB
TöB (Institution): Kreisverwaltung Dithmarschen
Abteilung: Untere Naturschutzbehörde
Name: Astrid Geruhn
Veröffentlichen: Nein
Dokument: Infoblatt / Anschreiben an die TÖB

Für das weitere Verfahren sind folgende 
Punkte zu beachten:
Es ist anzunehmen, dass die noch zu 
erarbeitende Potenzialflächenanalyse als 
Ergebnis hervorbringt, dass insbesondere die 
westlich der Güterbahnstrecke gelegenen 
Flächen nicht in die 1. Priorität für die 
Errichtung von PV-Freiflächenanlagen fallen. 
Die westlich gelegenen Flächen werden im 
Landschaftsplan als Eignungsflächen zur 
Grünlandextensivierung dargestellt. Neben 
den dort aufgeführten Gründen des Schutzes 
des Niedermoorbodens und Grundwassers ist 
auch die u.U. höhere Bedeutung für 
Offenlandarten hier anzuführen.
Die Abweichungen bzgl. der Darstellungen 
des Landschaftsplanes sind im weiteren 
Verfahren näher zu begründen.
Grundsätzlich ist für alle Schutzgüter eine 
adäquate Bestandsermittlung und –bewertung 
durchzuführen und die Auswirkungen der 
Planung sind umfänglich darzustellen. Bereits 
in der vorliegenden Unterlage getroffenen 
Bewertungen und Aussagen, z.B. dass der 
Boden auf Grund der intensiven 
landwirtschaftlichen Nutzung keine 
besondere Bedeutung hat, sind 
unangemessen.
Ich verweise hinsichtlich Inhalt und Aufbau 
des Umweltberichtes auf §§ 2 und 2a sowie 
Anlage 1 des BauGBs.
In Hinblick auf den beschriebenen Verzicht 
auf eine NATURA 2000-
Verträglichkeitsprüfung sind weitergehende, 
nachvollziehbare Erläuterungen zu treffen. Es 
muss aus den Unterlagen zum 
Flächennutzungsplan bzw. Bebauungsplan 
hervorgehen, dass die Erhaltungsziele nicht 
betroffen sind und erhebliche 
Beeinträchtigungen ausgeschlossen werden 
können. Dies ist ohne nähere Beschreibung 
des Gebietes und der Erhaltungsziele nicht 
möglich.
Für das Schutzgut Flora ist die Ermittlung 
gesetzlich geschützter Biotope, insbesondere 
von arten- und strukturreichen Dauergrünland 
vorzunehmen. Im Rahmen der landesweiten 
Biotopkartierung wurden nur einzelne 
Grünlandflächen im Plangebiet überprüft.
Für das Schutzgut Fauna und als Grundlage 
für die artenschutzrechtliche Prüfung sind 
folgende Punkte zu berücksichtigen. Es ist 
eine Brutvogelkartierung durchzuführen, da 
im Raum Eddelak Hinweise auf eine 
vergleichsweise hohe Brutdichte der 
Feldlerche vorliegen. In diesem 
Zusammenhang sollte ebenfalls eine 
Erfassung der Amphibien und Reptilien 
erfolgen. Die Bedeutung des Plangebietes als 
Nahrungsflächen für das ca. 250 m entfernte 
Weißstorchbrutpaar ist ebenfalls zu ermitteln. 
Ich verweise für die Abarbeitung der 
Artenschutzbelange auch auf das LBV-Papier 
„Beachtung des Artenschutzrechtes bei der 
Planfeststellung“, das im Grundsatz auch in 
der Bauleitplanung angewandt werden sollte.
Zu der Bedeutung der bahnbegleitenden 
Böschungen sind Ausführungen zu treffen. 
Diese können im lokalen Biotopverbund eine 
wichtige Bedeutung haben, da sie 
insbesondere in intensiv landwirtschaftlich 
genutzten Räumen oft die einzigen linearen 
naturnahen Verbundstrukturen darstellen.
In Bezug auf das Schutzgut Boden ist 
festzuhalten, dass das Plangebiet 
insbesondere südlich der Bahnstrecke 
Niedermoorboden aufweist und somit nicht 
von einer geringen Bedeutung auszugehen 
ist. Hier ist es besonders wichtig, die 
baubedingten Auswirkungen darzustellen und 
entsprechende Vermeidungsmaßnahmen 
vorzusehen.
Für den erforderlichen Ausgleich der 
erheblichen Beeinträchtigungen von Natur 
und Landschaft, der im Bebauungsplan 
verbindlich zu regeln ist, verweise ich auf 
den Beratungserlass „Grundsätze zur Planung 
von großflächigen Photovoltaikanlagen im 
Außenbereich“. Der Ausgleichsansatz von 
1:0,25 bezieht sich dabei auf die gesamte als 
SO-Gebiet festgesetzte Fläche und nicht nur 
auf die GR oder GRZ.
Im Zusammenhang mit den vorgesehenen 
Eingrünungen zur Kompensation der 
Beeinträchtigungen insbesondere des 
Landschaftsbildes, ist der damit verbundene 
naturschutzfachliche Zielkonflikt hinsichtlich 
der Vergrößerung der Scheuchwirkungen auf 
die Brutvögel der angrenzenden offenen 
Grünlandflächen in den Unterlagen 
angemessen zu behandeln.

Nr. Angaben zur Stellungnahme Abwägung / Empfehlung

1003

Eingereicht am: 25.02.2019

Verfahrensschritt: Frühzeitige Beteiligung TöB
TöB (Institution): Kreisverwaltung Dithmarschen
Abteilung: Fachdienst 203
Name: Astrid Geruhn
Veröffentlichen: Nein
Dokument: Gesamtstellungnahme

Aus Sicht der unteren Denkmalschutzbehörde 
des Kreises Dithmarschen bestehen keine 
Bedenken gegen die o. a. Maßnahme, da 
diese Bau- und/oder Gartendenk-male nicht 
berührt. Jedoch befindet sich dieses Gebiet 
teilweise in archäologischen 
Interessensgebieten; ich verweise 
diesbezüglich auf die Zuständigkeit des 
Archäologischen Landesamtes Schleswig-
Holstein als obere Denkmalschutzbehörde.



Nr. Angaben zur Stellungnahme Abwägung / Empfehlung

1010

Eingereicht am: 25.02.2019

Verfahrensschritt: Frühzeitige Beteiligung TöB
TöB (Institution): Kreisverwaltung Dithmarschen
Abteilung: Regionalentwicklung
Name: Astrid Geruhn
Veröffentlichen: Nein
Dokument: Gesamtstellungnahme

Stellungnahme des Kreises
Ziel der Planung ist die Schaffung der 
planungsrechtlichen Voraussetzungen zur 
Errichtung von Photovoltaik-
Freiflächenanlagen. Die Gemeinde sieht dafür 
die Ausweisung eines sonstigen 
Sondergebietes mit der Zweckbestimmung 
„PV-Freiflächenan-lage“ beidseitig der 
Nebenbahnstrecke Hemmingstedt-
Brunsbüttel vor.
Beide Teilbereiche umfassen eine Größe von 
ca. 8 ha.

Die großflächige Inanspruchnahme bislang 
landwirtschaftlich genutzter Flächen im 
Außenbereich bedarf, insbesondere dann, 
wenn die Schwelle zur Raumbedeutsamkeit 
überschritten wird, einer sorgfältigen 
Abwägung und einer belastbaren 
Standortalternativenprüfung. Die Lage des 
dargestellten Standortes im unmittelbaren 
Anschluss an den vorhandenen 
Siedlungsbereich ist dabei positiv zu 
bewerten.
Für eine raumverträgliche Steuerung 
großflächiger Photovoltaik-
Freiflächenanlagen reicht die Betrachtung 
einzelner Gemeindegebiete in der Regel nicht 
aus. Eine konzeptionelle Abstimmung mit 
den Nachbargemeinden ist aus der Sicht des 
Kreises geboten (s. Handlungsleitsätze 
Photovoltaik des Kreises v. 16.12.2009).
Sollte sich die Planung nach durchgeführter 
Alternativenprüfung auf diesen Standort 
konzentrieren, sind die Stellungnahmen der 
Fachbehörden im weiteren Verfahren zu 
beachten.
Für Rückfragen stehe ich selbstverständlich 
gern zur Verfügung.
Mit freundlichen Grüßen
Im Auftrag
Astrid Geruhn

Nr. Angaben zur Stellungnahme Abwägung / Empfehlung

1006

Eingereicht am: 25.02.2019

Verfahrensschritt: Frühzeitige Beteiligung TöB
TöB (Institution): Kreisverwaltung Dithmarschen
Abteilung: FD Strassenverkehr
Name: Astrid Geruhn
Veröffentlichen: Nein
Dokument: Gesamtstellungnahme

Es bestehen verkehrsrechtliche Bedenken. 
Der Bahnübergang km 3788, Landscheide ist 
betroffen. Es ist ein nicht technisch 
gesicherter Bahnübergang, an dem die 
Sichtfelder (Dreiecke) von der Bahn 
berechnet und deren Freihaltung in der 
Umsetzung der Baumaßnahme PV-
Freiflächenanlasge zu berücksichtigen 
sind. Eine Beteiligung des 
Eisenbahnbundesamtes  Hamburg und der 
DB Netz AG ist bisher nicht erfolgt. Für den 
Bahnübergang besteht eine 
Geschwindigkeitsbeschränkung. Die derzeitig 
getroffenen verkehrsrechtlichen Regelungen 
sind zu berücksichtigen und nicht 
ohne Zustimmung der 
Straßenverkehrsbehörde zu ändern.
Wenn diese Zustimmungen (DB und EBA) 
vorliegen, dann bestehen seitens der 
Straßenverkehrsbehörde keine weiteren 
Bedenken.

Nr. Angaben zur Stellungnahme Abwägung / Empfehlung

1005

Eingereicht am: 25.02.2019

Verfahrensschritt: Frühzeitige Beteiligung TöB
TöB (Institution): Kreisverwaltung Dithmarschen
Abteilung: Untere Naturschutzbehörde
Name: Astrid Geruhn
Veröffentlichen: Nein
Dokument: Infoblatt / Anschreiben an die TÖB

Für das weitere Verfahren sind folgende 
Punkte zu beachten:
Es ist anzunehmen, dass die noch zu 
erarbeitende Potenzialflächenanalyse als 
Ergebnis hervorbringt, dass insbesondere die 
westlich der Güterbahnstrecke gelegenen 
Flächen nicht in die 1. Priorität für die 
Errichtung von PV-Freiflächenanlagen fallen. 
Die westlich gelegenen Flächen werden im 
Landschaftsplan als Eignungsflächen zur 
Grünlandextensivierung dargestellt. Neben 
den dort aufgeführten Gründen des Schutzes 
des Niedermoorbodens und Grundwassers ist 
auch die u.U. höhere Bedeutung für 
Offenlandarten hier anzuführen.
Die Abweichungen bzgl. der Darstellungen 
des Landschaftsplanes sind im weiteren 
Verfahren näher zu begründen.
Grundsätzlich ist für alle Schutzgüter eine 
adäquate Bestandsermittlung und –bewertung 
durchzuführen und die Auswirkungen der 
Planung sind umfänglich darzustellen. Bereits 
in der vorliegenden Unterlage getroffenen 
Bewertungen und Aussagen, z.B. dass der 
Boden auf Grund der intensiven 
landwirtschaftlichen Nutzung keine 
besondere Bedeutung hat, sind 
unangemessen.
Ich verweise hinsichtlich Inhalt und Aufbau 
des Umweltberichtes auf §§ 2 und 2a sowie 
Anlage 1 des BauGBs.
In Hinblick auf den beschriebenen Verzicht 
auf eine NATURA 2000-
Verträglichkeitsprüfung sind weitergehende, 
nachvollziehbare Erläuterungen zu treffen. Es 
muss aus den Unterlagen zum 
Flächennutzungsplan bzw. Bebauungsplan 
hervorgehen, dass die Erhaltungsziele nicht 
betroffen sind und erhebliche 
Beeinträchtigungen ausgeschlossen werden 
können. Dies ist ohne nähere Beschreibung 
des Gebietes und der Erhaltungsziele nicht 
möglich.
Für das Schutzgut Flora ist die Ermittlung 
gesetzlich geschützter Biotope, insbesondere 
von arten- und strukturreichen Dauergrünland 
vorzunehmen. Im Rahmen der landesweiten 
Biotopkartierung wurden nur einzelne 
Grünlandflächen im Plangebiet überprüft.
Für das Schutzgut Fauna und als Grundlage 
für die artenschutzrechtliche Prüfung sind 
folgende Punkte zu berücksichtigen. Es ist 
eine Brutvogelkartierung durchzuführen, da 
im Raum Eddelak Hinweise auf eine 
vergleichsweise hohe Brutdichte der 
Feldlerche vorliegen. In diesem 
Zusammenhang sollte ebenfalls eine 
Erfassung der Amphibien und Reptilien 
erfolgen. Die Bedeutung des Plangebietes als 
Nahrungsflächen für das ca. 250 m entfernte 
Weißstorchbrutpaar ist ebenfalls zu ermitteln. 
Ich verweise für die Abarbeitung der 
Artenschutzbelange auch auf das LBV-Papier 
„Beachtung des Artenschutzrechtes bei der 
Planfeststellung“, das im Grundsatz auch in 
der Bauleitplanung angewandt werden sollte.
Zu der Bedeutung der bahnbegleitenden 
Böschungen sind Ausführungen zu treffen. 
Diese können im lokalen Biotopverbund eine 
wichtige Bedeutung haben, da sie 
insbesondere in intensiv landwirtschaftlich 
genutzten Räumen oft die einzigen linearen 
naturnahen Verbundstrukturen darstellen.
In Bezug auf das Schutzgut Boden ist 
festzuhalten, dass das Plangebiet 
insbesondere südlich der Bahnstrecke 
Niedermoorboden aufweist und somit nicht 
von einer geringen Bedeutung auszugehen 
ist. Hier ist es besonders wichtig, die 
baubedingten Auswirkungen darzustellen und 
entsprechende Vermeidungsmaßnahmen 
vorzusehen.
Für den erforderlichen Ausgleich der 
erheblichen Beeinträchtigungen von Natur 
und Landschaft, der im Bebauungsplan 
verbindlich zu regeln ist, verweise ich auf 
den Beratungserlass „Grundsätze zur Planung 
von großflächigen Photovoltaikanlagen im 
Außenbereich“. Der Ausgleichsansatz von 
1:0,25 bezieht sich dabei auf die gesamte als 
SO-Gebiet festgesetzte Fläche und nicht nur 
auf die GR oder GRZ.
Im Zusammenhang mit den vorgesehenen 
Eingrünungen zur Kompensation der 
Beeinträchtigungen insbesondere des 
Landschaftsbildes, ist der damit verbundene 
naturschutzfachliche Zielkonflikt hinsichtlich 
der Vergrößerung der Scheuchwirkungen auf 
die Brutvögel der angrenzenden offenen 
Grünlandflächen in den Unterlagen 
angemessen zu behandeln.

Nr. Angaben zur Stellungnahme Abwägung / Empfehlung

1003

Eingereicht am: 25.02.2019

Verfahrensschritt: Frühzeitige Beteiligung TöB
TöB (Institution): Kreisverwaltung Dithmarschen
Abteilung: Fachdienst 203
Name: Astrid Geruhn
Veröffentlichen: Nein
Dokument: Gesamtstellungnahme

Aus Sicht der unteren Denkmalschutzbehörde 
des Kreises Dithmarschen bestehen keine 
Bedenken gegen die o. a. Maßnahme, da 
diese Bau- und/oder Gartendenk-male nicht 
berührt. Jedoch befindet sich dieses Gebiet 
teilweise in archäologischen 
Interessensgebieten; ich verweise 
diesbezüglich auf die Zuständigkeit des 
Archäologischen Landesamtes Schleswig-
Holstein als obere Denkmalschutzbehörde.
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tur in Schleswig-Holstein tangiert oder sich in Nachbarschaft zu dieser

befindet.

Mit freundlichen Grüßen

Helmut Trappe, GA 57271

________________________________________________________________

- Landeseisenbahnverwaltung -

Schanzenstraße 80

20357 Hamburg

Tel.: +49 (0)40 2 39 08-272

Fax: +49 (0)40 2 39 08-5272

Mailto:TrappeH@eba.bund.de

_________________________________________________________________

Nr.: 1007 Angaben zur Stellungnahme

eingereicht am: Verfahrensschritt: earlyparticipation

18.02.2019 Einreicher/TöB: Landwirtschaftskammer Schleswig-Holstein

Name: Thies Augustin

Abteilung: Landwirtschaftskammer S.-H.

Veröffentlichen: Nein

Dokument: Gesamtstellungnahme

Stellungnahme Abwägung / Empfehlung
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Amt Burg-St. Michaelisdonn - 5.Änderung FNP und B-Plan 9 der Gemeinde Eddelak Solarfreifläche für das Gebiet beidseitig der Nebenbahnlinie von der Landscheide bis hinter den Kampweg

ca. Höhe Moorweg 4.1

Ausgedruckt am 25/02/2019, 07:05

Sehr geehrte Damen und Herren, k.A.

wir weisen darauf hin, dass teilweise landwirtschaftliche Flächen an

das Plangebiet grenzen. Die aus einer ordnungsgemäßen land-

wirtschaftlichen Nutzung resultierenden Immissionen (Lärm, Gerüche

und in diesem Fall insbesondere Staub) können zeitlich begrenzt auf

das Plangebiet einwirken. Wir empfehlen, diesen Sachverhalt textlich

mit in die Begründung der o. a. Bauleitplanung aufzunehmen.

Ansonsten bestehen aus agrarstruktureller Sicht zu der o.a. Bauleitpla-

nung keine Bedenken bzw. Änderungswünsche.

Mit freundlichen Grüßen

Thies Augustin

Landwirtschaftskammer Schleswig-Holstein

Abteilung 1

Grüner Kamp 15 – 17

24768 Rendsburg

Telefon: 04331 – 94 53 172

E-Mail: taugustin@lksh.de

Nr.: 1008 Angaben zur Stellungnahme

eingereicht am: Verfahrensschritt: earlyparticipation

19.02.2019 Einreicher/TöB: SHNG Netzcenter Meldorf

Name: Holger Krüger

Abteilung: Netzcenter Meldorf

Veröffentlichen: Nein
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Nr.
Angaben zur Stellungnahme
Abwägung / Empfehlung
1011

Eingereicht am: 28.02.2019
Verfahrensschritt: Frühzeitige Beteiligung TöB
TöB (Institution): LLUR Südwest Itzehoe
Abteilung: LLUR-Itzehoe ASt. Südwest - Technischer Immissionsschutz
Name: Axel Mischok
Veröffentlichen: Nein
Dokument: Gesamtstellungnahme

Aus immissionsschutzrechtlicher Sicht sind in dem Umweltbericht die möglichen Auswirkungen auf den Menschen durch optische Effekte 
(Reflexblendungen) zu erläutern und darzustellen. Die erforderlichen Kompensationsmaßnahmen (z.B. Vorsehen eines Grünzuges mit einer 
sichtverschattenden immergrünen Gehölzpflanzung) zu der nächstgelegenen Wohnbebauung östlich der Anlage sind im Plan mit darzustellen.
Die erforderliche Höhe der Anpflanzungen wird dabei von der Höhe der Module sowie von der Lage der Anlage im Relief bestimmt.
Weitere Anregungen und Bedenken sind im Zuständigkeitsbereich des Landesamtes für Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume Itzehoe 
nicht ersichtlich.

Nr.
Angaben zur Stellungnahme
Abwägung / Empfehlung
1013

Eingereicht am: 01.03.2019
Verfahrensschritt: Frühzeitige Beteiligung TöB
TöB (Institution): Raffinerie Heide GmbH
Abteilung: TL Real Estate
Name: Reinhold Ehrenberg
Veröffentlichen: Nein


